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1	 Dieser Beitrag ist die 
gekürzte Fassung eines 
Vortrags bei der  Themen­
konferenz „Bildungs­
monitoring“ der Trans­
feragentur Bayern am 
20. November 2015 im 
Landratsamt Neumarkt 
in der Oberpfalz.
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richterstattung (Hrsg.): 
Bildung in Deutschland. 
Ein indikatorengestützter 
Bericht mit einer Analyse 
zu Bildung und Migration. 
Bielefeld 2006.

3	 Vgl. unter anderem 
Staatsinstitut für Schul­
qualität und Bildungs­
forschung, Qualitäts­
agentur (Hrsg.): Bildungs- 
berichterstattung 2006. 
München 2006; Landes­
institut für Schulentwick­
lung und Statistisches 
Landesamt Baden-Würt­
temberg (Hrsg.): Bildung 
in Baden-Württemberg. 
Bildungsberichterstattung 
2007. Stuttgart 2007.

Die kommunale Ebene wird sich immer mehr 
ihrer Verantwortung und ihrer Gestaltungs­
möglichkeiten für ein angemessenes und den 
Bedürfnissen der Menschen und der regio­
nalen Wirtschaft gerecht werdendes Bildungs­
angebot bewusst. Um dieses Bildungsangebot 
zu steuern, benötigen die Kommunen ein 
Instrument, das ihnen zunächst tragfähige und 
steuerungsrelevante Informationen über die 
kommunale Bildungslandschaft liefert. Diese 
Funktion hat die datengestützte Bildungs­
berichterstattung, das sogenannte Bildungs­
monitoring. Wie im Rahmen des Bildungs­
monitorings an eine konkrete Fragestellung 
herangegangen werden kann, welche Daten­
grundlagen es hierfür gibt und was bei einer 
Analyse zu beachten ist, wird anhand eines 
Beispiels zu Abgängen von allgemeinbilden­
den Schulen ohne Hauptschulabschluss ver­
deutlicht.1 

Im Anschluss an die Veröffentlichung des PISA-
Berichts 2000 gab es in Deutschland eine breit 
angelegte Diskussion über die Leistungsfähig­
keit des Bildungswesens, die auf politischer 
Ebene in verschiedene Maßnahmen mit dem 
Ziel einer Effizienzsteigerung mündete. Im Rah­
men dieser Maßnahmen wurde in Deutschland 
eine kontinuierliche datengestützte Bildungs­
berichterstattung eingeführt. Im Jahr 2006 er­
schien dann zum ersten Mal der Bericht „Bil­
dung in Deutschland“.2 Bald darauf wurden 
auch in den ersten Bundesländern Bildungs­
berichte veröffentlicht.3 

In der Folge wurden sich auch immer mehr 
Kreise und kreisfreie Städte ihrer Mitverant­
wortung für das Bildungsgeschehen bewusst. 
Hieraus folgte ein steigendes Interesse an einem 
Bildungsmonitoring als Grundlage für ein 
datengestütztes Bildungsmanagement auf kom­
munaler Ebene. Dieser Prozess wurde in den 
Jahren 2009 bis 2014 durch das Programm 
„Lernen vor Ort“ des Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung (BMBF) gefördert und 
wird ab 2014 durch die Transferinitiative Kom­
munales Bildungsmanagement begleitet (vgl. 
i-Punkt „Transferinitiative Kommunales Bil-
dungsmanagement“).

Konzeption des Bildungsmonitorings

Das Bildungsmonitoring ist ein zentraler Bau­
stein eines datengestützten Bildungsmanage­
ments. Eine zielgerichtete Steuerung benötigt 
objektive und tragfähige Informationen über den 
aktuellen Stand und die Entwicklungen im Bil­
dungswesen. Die Aufgabe, diese Informationen 
zu liefern, hat das Bildungsmonitoring. Um diese 
Aufgabe erfüllen zu können, ist zunächst eine 
klare Zielsetzung und damit eine Definition des 
Auftrags erforderlich. Dies umfasst zum Beispiel 
die Identifikation von aktuellen Problemlagen 
in der Kommune, die Bestimmung von anzu­
strebenden Entwicklungen oder Zielen und die 
Bereitstellung der notwendigen Ressourcen für 
das Monitoring.

Das zentrale Interesse im Rahmen eines kom­
munalen Bildungsmonitorings ist ein um­
fassendes und systematisches Sammeln, Ana­
lysieren und Interpretieren von Daten und 
Informationen über Entwicklungen im Bildungs­
wesen. Hierdurch entsteht ein strukturierter Über­
blick über die kommunale Bildungslandschaft. 
Das Bildungsmonitoring ermöglicht die Be­
wertung von Problemlagen und die Darstellung 
von Entwicklungsprozessen. Hierfür kann ein 
Zeitvergleich oder der Vergleich mit möglichst 
ähnlichen Regionen herangezogen werden. 
Diese Informationen dienen im Idealfall zur 
Steuerung von Entwicklungsprozessen und zur 
Zielerreichungskontrolle.

Bildungsberichterstattung im Rahmen 
des kommunalen Bildungsmanagements
Was ist eine systematische Bildungsberichterstattung und 
wozu dient sie auf kommunaler Ebene?

Bildungsberichterstattung 2007
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4	 Die aktuelle Version 
kann unter www.bil-
dungsmonitoring.de/
bildung/misc/Anwen 
dungsleitfaden.pdf 
heruntergeladen wer­
den (Abruf: 24.11.2015).

5	 Vgl. Statistisches Bun­
desamt, Statistisches 
Landesamt Baden-Würt­
temberg und Deutsches 
Institut für Erwachsenen­
bildung: Anwendungs­
leitfaden zum Aufbau 
eines kommunalen Bil­
dungsmonitorings, S. 19.

Der Anwendungsleitfaden dient als  
Orientierungshilfe

Um den Kommunen die Einrichtung eines Bil­
dungsmonitorings zu erleichtern, haben das 
Deutsche Institut für Erwachsenenbildung (DIE), 
das Statistische Bundesamt und das Statistische 

Landesamt Baden-Württemberg im Auftrag des 
BMBF einen Anwendungsleitfaden zum Aufbau 
eines kommunalen Bildungsmonitorings erstellt. 
Dieser wird – unter anderem entsprechend den 
Rückmeldungen aus den Kommunen, die mit 
ihm arbeiten – laufend weiterentwickelt.4

Dieser Anwendungsleitfaden basiert auf einem 
Prozess-Kontext-Modell, welches auch der Bil­
dungsberichterstattung für Deutschland zugrunde 
liegt. Das heißt, dass die dort enthaltenen Kenn­
zahlen und Indikatoren den Bereichen Kontext, 
Input, Prozess und Wirkung zugewiesen werden. 
Gleichzeitig verfolgt die Gliederung des Leit­
fadens den Ansatz der Bildung im Lebenslauf, 
angefangen von der frühkindlichen Bildung über 
die allgemeinbildenden Schulen und die beruf­
liche Bildung, bis hin zu den Hochschulen und 
der Weiterbildung. Aus der Kombination dieser 
beiden Gliederungsprinzipien ergibt sich eine 
Indikatoren-Matrix, die eine Übersicht über mög­
liche Kenngrößen für alle Bildungsabschnitte 
und Prozessschritte gibt.5

Ziel des Anwendungsleitfadens ist es, ein theo­
retisches Grundgerüst und einen Orientierungs­
rahmen zu bieten, der den Kommunen eine eigen­
ständige Etablierung eines indikatorengestützten 
kommunalen Bildungsmonitorings ermöglicht. 
Er stellt ein breites Spektrum an möglichen Indi­
katoren und Kennzahlen mit umfassenden Hin­
tergrundinformationen bereit. Aber ein daten­
basiertes kommunales Bildungsmonitoring muss 
unbedingt die bildungspolitischen Gegeben­
heiten und Handlungsfelder der eigenen Kom­
mune berücksichtigen, damit es nicht zur Zah­
lenwüste und zum Datengrab wird. Die relevanten 
Indikatoren für das Monitoring müssen kommu­
nalspezifisch ausgewählt werden. Nur dann 
kann es die Grundlage für politische Entschei­
dungen und kommunale Diskurse zur Verbes­
serung des Bildungswesens im Sinne eines 
Managementinstruments werden.

Die Datenbasis ist für das Monitoring  
entscheidend

Die Datenverfügbarkeit und der Datenzugang 
bilden auf kommunaler Ebene zentrale Heraus­
forderungen im Rahmen eines kommunalen 
Bildungsmonitorings. Für den Aufbau des Moni­
torings ist die Berücksichtigung der Datenlage 
und der jeweiligen institutionellen und gesetz­
lichen Rahmenbedingungen erforderlich. Hier 
ist zum einen der – in der Schulstatistik länder­
spezifisch sehr unterschiedliche – Erhebungs­
umfang der amtlichen Statistik zu berücksichtigen. 
Zum anderen sind die Belange des Datenschutzes 
und Restriktionen des jeweiligen Kultusministe­
riums hinsichtlich der Weitergabe von Daten auf 

Transferinitiative Kommunales  
Bildungsmanagement

Die kommunale Ebene hat bedeutenden Ein­
fluss auf die Gestaltung der Bildungsland­
schaft. Um die Idee eines zielgerichteten und 
datengestützten kommunalen Bildungsma­
nagements zu fördern, hat das Bundesmini­
sterium für Bildung und Forschung (BMBF) 
im Jahr 2009 das Programm „Lernen vor 
Ort“ (LvO) ins Leben gerufen, in dem bis 
2014 ausgewählte Kommunen in Koopera­
tion mit einer Vielzahl von Stiftungen geför­
dert und auf ihrem Weg zu einem kommu­
nalen Bildungsmanagement begleitet wurden. 
An dieser Begleitung war auch ein Konsor­
tium beteiligt, das aus dem Deutschen Insti­
tut für Internationale Pädagogische Forschung 
(DIPF), dem Deutschen Institut für Erwach­
senenbildung (DIE), dem Statistischen Bun­
desamt und dem Statistischen Landesamt 
Baden-Württemberg bestand.

Ziel der 2014 vom BMBF gestarteten Trans­
ferinitiative Kommunales Bildungsmanage­
ment1 ist es, die während der Laufzeit von 
LvO gesammelten Erfahrungen anderen 
Kommunen nutzbar zu machen und die Ein­
richtung des kommunalen Bildungsmanage­
ments zu fördern. Hierzu wurden neun Trans­
feragenturen gegründet, die nahezu 
flächendeckend Kommunen mit dem da­
tengestützten Bildungsmanagement ver­
traut machen und für dessen Aufbau wer­
ben. Flankierend zu dieser Transferinitiative 
können Landkreise und kreisfreie Städte 
über das BMBF-Förderprogramm „Bildung 
integriert“ finanzielle Unterstützung beim 
Aufbau von passenden Managementstruk­
turen erhalten. Das DIE, das Statistische 
Bundesamt und die Statistischen Lande­
sämter unter Koordinierung durch das Sta­
tistische Landesamt Baden-Württemberg 
unterstützen auch im Rahmen der Trans­
ferinitiative mit ihrem Beratungs- und Da­
tenangebot die Verbreitung eines datenge­
stützten kommunalen Bildungsmanagements.

1	Weitere Informationen unter http://www.transferagen­
turen.de/ (Abruf: 24.11.2015).
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6	 Vgl. www.die-bonn.de/
weiterbildung/Statistik/
vhs-statistik/default.
aspx (Abruf: 26.11.2015).

7	 Vgl. http://statistik. 
arbeitsagentur.de/  
(Abruf: 26.11.2015).

8	 Vgl. www.hbz-nrw.de/
angebote/dbs/  
(Abruf: 26.11.2015).

Einzelschulebene an Dritte – und die Kommunen 
sind in dieser Hinsicht „Dritte“ – zu beachten. 
Manche sehr differenzierte Daten dürfen bei­
spielsweise aus Datenschutzgründen ausschließ­
lich an kommunale Stellen mit einer abgeschotte­
ten Statistikstelle weitergegeben werden. Große 
kreisfreie Städte verfügen meist über eine solche 
Stelle. Für Landkreise ist dies jedoch häufig eine 
nicht zu überwindende Hürde. Grundsätzlich 
können die Statistischen Ämter des Bundes und 
der Länder jedoch ein breites Angebot an bil­
dungsrelevanten Daten liefern.

Die Daten der amtlichen Statistik werden in der 
Regel jährlich aktualisiert, plausibilisiert und 
entsprechend bereitgestellt. Darüber hinaus 
können die Statistischen Landesämter bzw. das 
Statistische Bundesamt bei Fragen zur Methodik 
und zur Dateninterpretation beraten. Zentrale 
Kennzahlen des Anwendungsleitfadens sind 
seit 2013 im Rahmen der „Kommunalen Bildungs­
datenbank“ auf Ebene der Landkreise und kreis­
freien Städte kostenfrei unter der Adresse www.
bildungsmonitoring.de verfügbar. Im Bereich 
der allgemeinbildenden und der beruflichen 
Schulen berücksichtigt die Kommunale Bildungs­
datenbank die landesspezifischen Besonderheiten 
des Bildungsangebots. So sind hier zum Beispiel 
die Schularten unter dem Namen zu finden, unter 
dem sie im jeweiligen Land bekannt sind und 
folgen nicht einer bundesweiten Vereinheit­
lichung von Begriffen, die sonst bei bundes­
weiten Datenangeboten üblich ist.

Weitere Datenquellen, die für ein kommunales 
Bildungsmonitoring nutzbar sind, sind zum Bei­
spiel die Daten zur Volkshochschulstatistik6, die 
vom DIE bezogen werden können, die Arbeits­
marktstatistiken der Bundesagentur für Arbeit7 
oder die Deutsche Bibliotheksstatistik8. Wichtige 
Informationen können auch kommunale Ämter 
wie das Jugendamt oder das Sozialamt oder die 
Bildungseinrichtungen in kommunaler Träger­
schaft beitragen. Darüber hinaus besteht die 
Möglichkeit, eigene Erhebungen durchzuführen. 
Der Aufwand für eine solche Erhebung ist aller­
dings meist beträchtlich und muss gegen den 
zu erwartenden Nutzen abgewogen werden.

Anforderungen an das kommunale  
Bildungsmonitoring: Das Beispiel 
 „Abgänge ohne Hauptschulabschluss“

Die Umsetzung des Bildungsmonitorings auf 
kommunaler Ebene ist immer mit kommunal­
spezifischen Herausforderungen und Problem­
lagen verknüpft. Wie damit umgegangen werden 
kann, soll hier an einem Beispiel demonstriert 
werden. So kann eine Anforderung an das kom­
munale Bildungsmonitoring lauten:

„Wie hoch ist die Quote der Schulabbrüche im 
Kreis XY?“

Einer ersten Annäherung an das Thema dient 
die Recherche in der Kommunalen Bildungs­
datenbank. Hier liefert die Kennzahl D15.1 „Schul­
abgangsquote an allgemeinbildenden Schulen“ 
das Ergebnis, dass im Kreis 5,8 % der Abgänge 
von allgemeinbildenden Schulen auf Abgänge 
ohne Hauptschulabschluss entfallen, im Land 
sind es dagegen 5,9 %. Es ist allerdings fraglich, 
ob diese Auskunft ausreicht, um den Informa­
tionsbedarf zu decken, der hinter dieser Frage­
stellung steckt. Daher ist es sinnvoll, zunächst 
mit der Auftraggeberseite einige grundsätzliche 
Punkte zu klären:

1.	 Definitorische Klärung
Was ist überhaupt mit „Schulabbrüchen“ ge­
meint? So können zum Beispiel Jugendliche 
an Förderschulen einen speziellen Förder­
schulabschluss erwerben. Sie beenden damit 
erfolgreich ihren Bildungsgang, ohne einen 
Hauptschulabschluss erreicht zu haben. Sie 
sind also keine „Schulabbrecher“.

2.	 Klärung des Erkenntnisinteresses
Wofür wird die angefragte Information be­
nötigt? Soll hieraus bildungspolitischer Hand­
lungsbedarf abgeleitet werden? Möglicher­
weise muss die Fragestellung modifiziert 
werden, um dem Erkenntnisinteresse gerecht 
zu werden.

3.	 Operationalisierbarkeit
Welche Datengrundlagen stehen zur Verfü­
gung? Können vorhandene Datenbestände 
genutzt werden oder muss eine eigene Erhe­
bung hierfür durchgeführt werden? Lohnt sich 
in diesem Fall der Aufwand?

Aus diesen Überlegungen wird sich eine Kon­
kretisierung der Fragestellung ergeben. In die­
sem Beispiel folgt daraus:

„Inwieweit lässt sich der Themenbereich „Ab-
gänge ohne Schulabschluss“ im Kreis XY im 
Rahmen des Übergangsmanagements zur even-
tuell notwendigen Etablierung von Unter
stützungsangeboten darstellen?“

Kontext:  
Bevölkerung und Schülerzahlen

Beim Abgleich der Kontextvariable „Bevölkerung“ 
(Kennzahl A1.2 in der Kommunalen Bildungsda­
tenbank) mit der Entwicklung der Schülerzahlen 
der allgemeinbildenden und beruflichen Schulen 
(Kennzahlen D7.1 und E7.1) fällt auf, dass die 
Schülerzahl beständig größer ist als die Bevölke­
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rungszahl im relevanten Alter (Schaubild 1). Damit 
wird deutlich, dass relativ viele Schülerinnen und 
Schüler in den Kreis einpendeln. Dies ist bei der 
weiteren Analyse zu berücksichtigen, da zum 
Beispiel Quoten von Schulabgängen, die sich auf 
die Kreisbevölkerung beziehen, verzerrt werden. 
Es zählen eben nicht alle Schülerinnen und Schü­
ler der im Kreis ansässigen Schulen auch zur 
Bevölkerung des Kreises.

Input:  
Bildungsangebote und Bildungsteilnahme

In diesem Analyseschritt verschafft man sich 
einen Überblick über das Bildungsangebot im 
Kreis und dessen Nutzung. Die Auswertung der 
Kennzahlen der Kommunalen Bildungsdaten­
bank zur Zahl der Einrichtungen (D6.1, E6.1) 
und zu den Schülerzahlen (D7.1, E7.1) der all­
gemeinbildenden und beruflichen Schulen im 
Kreis ergibt, dass im Kreis eine Vielzahl unter­
schiedlicher Bildungsgänge besucht werden 
kann. Dies erklärt die Attraktivität für Bildungs­
einpendlerinnen und -einpendler, die sich be­
reits im ersten Analyseschritt abgezeichnet hat.

Prozess und Wirkung:  
Abgänge ohne Hauptschulabschluss …

Um mögliche Fördermaßnahmen für Jugend­
liche zu konzipieren, die möglicherweise den 
Hauptschulabschluss nicht erreichen, reicht es 

nicht aus, den Umfang dieser Zielgruppe zu ken­
nen. Man muss auch analysieren, aus welchen 
Schularten sie stammen. Im hier dargestellten 
Beispiel haben im Jahr 2014 insgesamt 309 Ju­
gendliche die allgemeinbildenden Schulen ohne 
Hauptschulabschluss verlassen. Eine Aufschlüs­
selung nach Schularten liefert Indikator D15.2 
der Kommunalen Bildungsdatenbank. Hieraus 
ergibt sich, dass 141 (46 %) dieser Abgänge von 
Werkreal- und Hauptschulen stammen und 133 
(43 %) von Sonderschulen. Realschulen und 
Gymnasien tragen nur zu geringen Teilen zu 
diesen Abgängen bei (Schaubild 2). Bei den Ab­
gängen von Sonderschulen ist prüfen, ob die 
Schülerinnen und Schüler dieser Bildungsgänge 
überhaupt den Hauptschulabschluss anstreben 
können. Wenn dies nicht der Fall ist, gehören 
sie nicht zur Zielgruppe. Eine profunde Kenntnis 
über die Bildungsangebote im eigenen Kreis ist 
für eine Analyse im Rahmen des kommunalen 
Bildungsmonitorings also unerlässlich.

Für adressatengerechte Förderangebote kann 
auch die Kenntnis darüber sinnvoll sein, aus 
welchen Klassenstufen die Jugendlichen abge­
gangen sind. Wenn sie beispielsweise nach Be­
such von Klassenstufe 8 die Vollzeitschulpflicht 
erfüllt hatten, also bereits früher eine Klassen­
stufe wiederholt haben, müssten Förderangebote 
nicht erst in der Abschlussklasse ansetzen. Im 
hier betrachteten Kreis haben immerhin rund 
46 % der Abgänge ohne Hauptschulabschluss 
aus Werkreal- und Hauptschulen die Schulen 
bereits nach der 8. Klassenstufe verlassen.

Entwicklung der Wohnbevölkerung im typischen Schulalter und der Schülerzahlen 
allgemeinbildender und beruflicher Schulen im Kreis XY seit 2005/06S1

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 1088 15

Datenquelle: Bevölkerungsfortschreibung; Schulstatistik.
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9	 Hiervon betrifft ein Neu­
eintritt einen Bildungs­
gang der beruflichen 
Weiterbildung, dieser ist 
hier also irrelevant.

… und der Übergang in das  
Berufsbildungssystem

Um den Jugendlichen, die Probleme haben, den 
Hauptschulabschluss zu erreichen, gezielt beim 
Übergang in die Berufsausbildung helfen zu 
können, ist es darüber hinaus wichtig, die Neu­
eintritte in die Teilbereiche des Berufsbildungs­
systems zu analysieren. Hierfür können die in 
Indikator E12.3 der Kommunalen Bildungs­
datenbank enthaltenen Kennzahlen verwendet 
werden. Im betrachteten Beispiel hat gut die 
Hälfte der neu eingetretenen Schülerinnen und 
Schüler ohne Hauptschulabschluss eine duale 
Ausbildung begonnen (Schaubild 3). Eine voll­
zeitschulische Berufsausbildung traten dagegen 
lediglich 3 % von ihnen an. Die übrigen 44 % 
traten in einen Bildungsgang des Übergangssys­
tems ein, das heißt, sie besuchen ein berufsvor­
bereitendes oder berufsgrundbildendes Pro­
gramm, da sie aktuell keinen Ausbildungsplatz 
finden konnten. Durch den erfolgreichen Ab­
schluss eines solchen Programms sollen ihre 
Chancen auf dem Ausbildungsmarkt verbessert 
werden. Insgesamt erfasste die Schulstatistik 
209 Neueintritte in das Berufsbildungssystem 
ohne Hauptschulabschluss.9 

Von den insgesamt 2 593 registrierten Neuein­
tritten mit Hauptschulabschluss entfielen da­
gegen nur 19 % auf das Übergangssystem. 
Deutlich mehr als drei Viertel dieser Neueintritte 
begannen eine duale oder eine vollzeitschu­
lische Berufsausbildung. Dies zeigt, dass Ju­
gendliche mit Hauptschulabschluss deutlich 
bessere Chancen auf dem Ausbildungsmarkt 
des Kreises haben als Jugendliche ohne Haupt­
schulabschluss. Allerdings heißt das auch, dass 
489 Jugendliche mit Hauptschulabschluss im 
Übergangssystem gelandet sind. Kommunale 
Fördermaßnahmen sollten sich daher nicht auf 
die Hilfestellung beim Erwerb des Abschlusses 
beschränken, sondern müssten darüber hinaus 
den Übergang von der Schule in die Berufsaus­
bildung im Blick haben.

Bei der Analyse dieser Zahlen ist zu bedenken, 
dass die amtliche Schulstatistik in der Regel 
nicht die Beobachtung konkreter Bildungsver­
läufe erlaubt. Hierzu wären Schülerindividual­
daten mit einem eindeutigen Identifikations­
merkmal erforderlich. Aus den vorliegenden 
Daten kann daher nicht mit Sicherheit geschlos­
sen werden, dass die neu eingetretenen Schü­
lerinnen und Schüler im Vorjahr eine allgemein­
bildende Schule im selben Kreis verlassen haben. 
Dieser Abgang kann auch weiter zurück liegen, 
zum Beispiel wenn sie dazwischen bereits einen 
berufsvorbereitenden Bildungsgang besucht 
haben, oder an einer Schule in einem anderen 
Kreis erfolgt sein. Dennoch können diese Infor­

mationen Anhaltspunkte für die Situation beim 
Übergang von der Schule in die Berufsaus­
bildung liefern.

Ein gutes Bildungsmonitoring ist die Grund­
lage für ein gelingendes Bildungsmanagement

Im Rahmen des kommunalen Bildungsmonito­
rings können viele weitere Fragen aufgegriffen 
und analysiert werden, die das Bildungsgesche­
hen auf kommunaler Ebene betreffen. Dies kön­
nen beispielsweise das Angebot und die Nach­
frage bei der Bildung und Betreuung von Kindern 
im Vorschulalter, die Ganztagsbetreuung an 
den Schulen, die Inklusion von Kindern und 
Jugendlichen mit sonderpädagogischem För­
derbedarf, die Situation der beruflichen und 
allgemeinen Weiterbildung oder Aspekte der 
kulturellen Bildung sein.

Durch die Analyse solcher Themen und die ge­
eignete Aufbereitung der Ergebnisse kann das 
Bildungsmonitoring die Grundlage für die Steu­
erung auf kommunaler Ebene sein. Wichtig hier­
für ist zum einen eine klare und mit den kom­
munalen Entscheidungsträgern abgestimmte 
Zielsetzung. Zum anderen benötigen die für das 
Monitoring Verantwortlichen fundierte Kennt­
nisse hinsichtlich der kommunalen Rahmenbe­
dingungen, der Datenquellen, der Fragen des 
Datenschutzes und der fachlichen Gegebenheiten, 
zu denen zum Beispiel die Inhalte von Bildungs­
angeboten oder rechtliche Rahmensetzungen 

Abgänge ohne Hauptschulabschluss von allgemeinbilden-
den Schulen im Kreis XY 2014 nach SchulartenS2
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Datenquelle: Schulstatistik der allgemeinbildenden Schulen.

Anzahl

Werkreal-/
Hauptschulen

Sonderschulen

Realschulen

Gymnasien

309
Insgesamt

141

133

17
18
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10	 Eine Übersicht über die 
in den letzten Jahren 
veröffentlichten kommu­
nalen Bildungsberichte 
liefert die entsprechende 
Website des Deutschen 
Instituts für Internatio­
nale Pädagogische For­
schung unter der Adresse 
www.dipf.de/de/for 
schung/projekte/kommu 
nales-bildungsmonito-
ring (Abruf: 26.11.2015).

gehören. Dies erfordert in der Regel die Rück­
sprache mit Fachleuten aus verschiedenen Be­
reichen.

Das kommunale Bildungsmonitoring kann in 
unterschiedlichen Formen durchgeführt werden. 
Das öffentlichkeitswirksamste Instrument ist 
hierbei der Bildungsbericht, der allerdings auch 
die größten Anforderungen an die Personalres­
sourcen im kommunalen Bildungsbüro stellt.10 
Weniger aufwendig sind themenspezifische Auf­
bereitungen zu konkreten Fragestellungen oder 
Teilbereichen des Bildungssystems. Außerdem 
können von den kommunalen Entscheidungs­
trägern kurzfristig Analysen zu aktuellen Fragen 
angefordert werden. Für eine breite Information 
der Öffentlichkeit eignet sich auch ein Datenan­
gebot im Internet.

Das kommunale Bildungsmonitoring erfüllt eine 
Kernfunktion für die verständliche Kommunika­

tion komplexer Sachverhalte im Rahmen eines 
datenbasierten Bildungsmanagements, indem 
es zentrale Informationen für zahlreiche kom­
munalpolitische Entscheidungsprozesse liefert. 
Dafür muss es durch transparente und verständ­
liche Methodik nachvollziehbar und empirisch 
abgesichert sein. Es kann dann Entwicklungs­
linien darstellen und bei Bedarf zur Überprüfung 
der Erreichung konkret vorgegebener Ziele die­
nen. Es ist gemäß seiner Grundkonzeption fort­
schreibbar und an neue Fragestellungen und 
methodische Kenntnisse anpassbar. 

Neu eingetretene Schülerinnen und Schüler nach Teilbereichen des Berufsbildungssystems im Kreis XY 2014S3
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Datenquelle: Schulstatistik der beruflichen Schulen.

Mit Hauptschulabschluss

Ohne Hauptschulabschluss

Fachhochschulreife

Mittlerer Schulabschluss

Sonstiger Abschluss

Hochschulreife

Anteile in %
Duale
Ausbildung

Schulberufs-
system

Übergangs-
system

Erwerb der Hochschul-
zugangsberechtigung

Berufliche
Fortbildung

53

59

50

77

86

11

3

19

8 0

12

11

3

44 1

19 4

22

85 0

1 2

2 1 9

20

Weitere Auskünfte erteilt
Dr. Rainer Wolf, Telefon 0711/641-25 89,
Rainer.Wolf@stala.bwl.de


